Betreff: Chinesische Zwangsinternate in Tibet
Sehr geehrte*r Herr*Frau Abgeordnete*r,
ich schreibe Ihnen mit beunruhigenden Nachrichten über ein Zwangsinternats-System für Kinder und Jugendliche in Tibet. Dieses wurde in den vergangenen Monaten vom Tibet Action Institut enthüllt. Die chinesische Regierung zwingt rund 75 Prozent aller tibetischen Kinder in koloniale Zwangsinternate. In diesen Internaten sind derzeit schätzungsweise 800.000 bis 900.000 Kinder im Alter von 6 bis 18 Jahren untergebracht, sowie eine noch unbekannte Zahl von Vier- und Fünfjährigen. 
Von ihren Familien getrennt müssen die Schüler*innen hauptsächlich Chinesisch lernen, dürfen ihre Religion nicht ausüben und werden einer intensiven politischen Indoktrination unterzogen. Die Internate sollen potenziellen Widerstand gegen die Herrschaft der Kommunistischen Partei Chinas schon früh eliminieren. Die Schulen dienen als Eckpfeiler von Xi Jinpings Kampagne, welche die tibetische Identität durch eine homogene chinesische Identität ersetzen will.  
Belegt werden die Zwangsinternate durch Berichte von Exiltibetern, Daten aus offiziellen chinesischen Quellen und von Wissenschaftlern in Tibet. Klar ist: Die chinesischen Behörden wenden eine Vielzahl von Methoden an, um tibetische Eltern dazu zwingen, ihre Kinder in die Internate zu schicken. Unter anderem werden lokale Schulen geschlossen, sodass zu den chinesischen Internaten keine Alternative bleibt. Diejenigen, die es wagen sich zu widersetzen, werden eingeschüchtert und bestraft. 
Das gewaltsame Entfernen der Kinder aus ihrem gewohnten Lebensumfeld führt zu Entfremdung, Identitätsverlust und generationsübergreifenden Traumata. Dieses Vorgehen muss umgehend gestoppt werden. Alle tibetischen Kinder haben das Recht auf eine qualitativ hochwertige, muttersprachliche Ausbildung, ohne von ihren Familien getrennt zu werden. 
Ich bitte Sie, sich für die Rechte der tibetischen Kinder einzusetzen. Drängen Sie Außenministerin Annalena Baerbock dazu, eine öffentliche Erklärung hierzu abzugeben und gemeinsam mit internationalen Partnern folgende Schritte einzuleiten:
· Zeitnahe Äußerung ernster Besorgnis über Chinas staatliches Zwangsinternats-System in Tibet und Aufforderung an die chinesische Regierung, das Internatssystem sofort abzuschaffen.

· Aufforderung an die die chinesische Regierung, der UN-Hochkommissarin für Menschenrechte und den UN-Sonderberichterstatter*innen sofortigen und ungehinderten Zugang zu allen Gebieten Tibets zu gewähren, einschließlich Zugang zu den staatlichen Zwangsinternaten. 

· Aufforderung an die chinesische Regierung und den Ständigen Ausschuss des Nationalen Volkskongresses, den derzeitigen gesetzlichen Schutz hinsichtlich Förderung und Schutz der tibetischen Sprache aufrechtzuerhalten und durchzusetzen sowie Verurteilung aller Bemühungen, die Gesetze zum Schutz der „Minderheitensprachen“ im Bildungsbereich auszuhöhlen.

· Einsatz für gezielte Sanktionen gegen chinesische Beamt*innen im Rahmen des globalen Menschenrechts-Sanktionsregimes der EU, insbesondere gegen Parteisekretär*innen auf Provinzebene und Leiter*innen der staatlichen Aufsichtsbehörden für das Zwangsinternats-System. 

· Finanzielle Unterstützung von Programmen zur Förderung und zum Erhalt der tibetischen Sprache und Kultur für Exil-Tibeter*innen außerhalb Tibets.
Weitere Informationen zu der Thematik finden Sie in einem ausführlichen Bericht des Tibet Action Instituts unter https://tibetaction.net/campaigns/colonialboardingschools/ 
Ich danke Ihnen bereits jetzt für Ihren Einsatz für die tibetischen Kinder und für die tibetische Kultur.
Mit freundlichen Grüßen
[Name]
